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(Nr. 10280.) Verordnung über die Einführung des Geſetzes, betreffend das Ruhegehalt der 
Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen nichtſtaatlichen mittleren Schulen 
und die Fürſorge für ihre Hinterbliebenen, vom 11. Juni 1894 in dem 
Regierungsbezirke Wiesbaden. Vom 9. Mai 1901. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König bon Preußen x. 
verordnen auf Grund des G. 10 Abſ. 2 des Geſetzes, betreffend das Ruhegehalt 
der Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen nichtſtaatlichen mittleren Schulen 
und die Fürſorge für ihre Hinterbliebenen, vom 11. Juni 1894 (Geſetz-Samml. 
S. 109), was folgt: 

Sal; 


Das Geſetz, betreffend das Ruhegehalt der Lehrer und Lehrerinnen an den 
öffentlichen nichtſtaatlichen mittleren Schulen und die Fürſorge für ihre Hinter— 
bliebenen vom 11. Juni 1894 (Geſetz-Samml. S. 109) wird vom 1. April 1900 
ab in dem Regierungsbezirke Wiesbaden mit den aus $$. 2 bis 5 dieſer Ver⸗ 
ordnung ſich ergebenden Maßgaben eingeführt. 


8 
An Stelle des F. 2 Abſ. 3 des Geſetzes tritt folgende Beſtimmung: 
Der Artikel I §. 22 des Geſetzes, betreffend die Penſionirung der 
Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen Volksſchulen, vom 6. Juli 
Geſetz⸗Samml. 1901. (Nr. 1028010281.) 24 


Ausgegeben zu Berlin den 24. Mai 1901, 


ey 


1885 (Gefeg-Samml. S. 298) findet mit der Maßgabe Anwendung, 
daß ſtatt des 31. März 1886 der 31. März 1900 entſcheidet. 


F. 3. 

Die Beſtimmung des F. 4 des Geſetzes bleibt bis zur Einrichtung einer 
für den Regierungsbezirk Wiesbaden auf Grund des Geſetzes vom 23. Juli 1893 
(Geſetz-Samml. S. 194) gebildeten Ruhegehaltskaſſe außer Geltung. 

Soweit die Ruhegehälter bisher aus der auf Grund des Geſetzes vom 
18. Februar 1851 beſtehenden Naſſauiſchen Penſionskaſſe (Naſſauiſches Ber- 
ordnungsblatt 1851 S. 41) zu zahlen waren, ſind die nach dem gegenwärtigen 
Geſetze zu gewährenden Ruhegehälter gleichfalls aus derſelben zu zahlen. 


$. 4. 

Den der Klaſſe der Lehrer an öffentlichen nichtſtaatlichen mittleren Schulen 
angehörenden Mitgliedern der Elementarlehrer-Wittwen⸗ und Waiſenkaſſe des 
Regierungsbezirkes Wiesbaden und der nach . 11 des Geſetzes vom 22. Dezember 
1869 Geſetz-Samml. 1870 S. 1) an deren Stelle getretenen Veranſtaltungen 
ſteht frei, binnen ſechs Wochen nach der Publikation dieſer Verordnung bei der 
Regierung in Wiesbaden die ſchriftliche Erklärung abzugeben, daß ſie in der 
Kaſſe oder Veranſtaltung verbleiben und auf die Vortheile des Geſetzes vom 
11. Juni 1894 (Geſetz-Samml. S. 109) für ihre künftigen Hinterbliebenen ver- 
zichten. Erfolgt die Erklärung, ſo behalten ihre Hinterbliebenen alle Anſprüche 
an die Kaſſe oder Veranſtaltung. Erfolgt eine ſolche Erklärung nicht, ſo ſcheiden 
ſie aus der Kaſſe oder Veranſtaltung aus, und es ſind den betreffenden Lehrern 
die Mitgliederbeiträge, welche fie für die Zeit vom 1. April 1900 ab entrichtet 
haben, zurückzuzahlen. 

Den zur Aufbringung der Wittwen- und Waiſengelder Verpflichteten iſt 
die im F. 7 Abſ. 3 des Geſetzes vorgeſehene Fortſetzung der Mitgliedſchaft der 
Lehrer bei der Elementarlehrer-Wittwen- und Waiſenkaſſe geſtattet, ſofern die 
Lehrer die Mitgliedſchaft nach §. 4 Abſ. 1 dieſer Verordnung nicht ſelbſt fort- 
ſetzen. Setzen die zur Aufbringung der Wittwen- und Waiſengelder Verpflichteten 
die Mitgliedſchaft fort, ſo haben ſie die ſeit dem 1. April 1900 fälligen Beiträge 
nachzuzahlen. Die in dieſem Falle nach Maßgabe des Geſetzes vom 11. Juni 1894 
feſtzuſetzenden Wittwen- und Waiſengelder find aus der Elementarlehrer-Wittwen⸗ 
und Waiſenkaſſe zu zahlen. Es ſind aber diejenigen Beträge, welche über den 
nach den bisherigen Vorſchriften zu berechnenden Penſionsſatz hinausgehen, von 
dem im Eingange dieſes Abſatzes bezeichneten Verpflichteten der Kaſſe zu erſtatten. 

Die Hinterbliebenen derjenigen Mitglieder der Elementarlehrer-Wittwen⸗ 
und Waiſenkaſſe des Regierungsbezirkes Wiesbaden und der nach $. 11 des 
Geſetzes vom 22. Dezember 1869 (Geſetz-Samml. 1870 S. 1) an deren Stelle 
getretenen Veranſtaltungen, welche in der Zeit vom 1. April 1900 bis zur 
Publikation dieſer Verordnung verſtorben find oder innerhalb der im Y. 4 Abſ. 1 


dieſer Verordnung gedachten ſechs Wochen verſterben, ohne die daſelbſt vor- 
geſehene Erklärung abgegeben zu haben, erhalten Wittwen- und Waiſengelder 
nach den für ſie am günſtigſten alten oder neuen Beſtimmungen. Werden in 
dieſem Falle die Wittwen- und Waiſengelder für die Hinterbliebenen von Mit- 
gliedern der Elementarlehrer-Wittwen- und Waiſenkaſſe des Regierungsbezirkes 
nach den alten Beſtimmungen feſtgeſetzt, ſo erfolgt deren Zahlung aus dieſer 
Kaffe. Werden die Wittwen- und Waiſengelder ſolcher Hinterbliebenen dagegen 
nach dem Geſetze vom 11. Juni 1894 (Geſetz-Samml. S. 109) feſtgeſetzt, fo 
find dieſelben zwar auch aus der Elementarlehrer-Wittwen⸗ und Waiſenkaſſe 
des Regierungsbezirkes zu zahlen, es find aber diejenigen Beträge, welche über 
den nach den bisherigen Vorſchriften zu berechnenden Penſionsſatz hinausgehen, 
der Kaffe von den nach dem Geſetze vom 11. Juni 1894 Geſetz-Samml. 
S. 109) zur Aufbringung der Wittwen- und Waiſengelder Verpflichteten zu 
erſtatten. Dieſe Verpflichteten haben alsdann auch die ſeit dem 1. April 1900 
fälligen Mitgliederbeiträge der Kaffe nachzuzahlen, während den Erben des ver- 
ſtorbenen Lehrers die von dieſem für die Zeit vom 1. April 1900 ab entrichteten 
Mitgliederbeiträge zurück zu zahlen ſind. : 


‚5: 
Die Beſtimmungen des $.7 Abſ. 4 und 5 des Geſetzes finden keine 
Anwendung. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Donaueſchingen, den 9. Mai 1901. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bülow. v. Thielen. Schönſtedt. v. Goßler. Gr. v. Poſadowsky. 
v. Tirpitz. Studt. Frhr. v. Rheinbaben. 
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(Fr. 10281.) Verordnung über den Anſchluß der nicht zum ehemaligen Herzogthume Naſſau 
gehörigen Gebietstheile des Regierungsbezirkes Wiesbaden mit Ausſchluß der 
Städte Frankfurt a. M. und Homburg an die auf Grund des Geſetzes vom 
18. Februar 1851 beſtehende Lehrer-Penſionskaſſe. Vom 9. Mai 1901. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen auf Grund des F. 18 des Geſetzes, betreffend Ruhegehaltskaſſen für 
die Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen Volksſchulen, vom 23. Juli 1893 
(Geſetz-Samml. S. 194), was folgt: 


§. 1. 

Aus der für das ehemalige Herzogthum Naſſau auf Grund des Geſetzes 
vom 18. Februar 1851 (Naſſauiſches Verordnungsblatt S. 41) beſtehenden Lehrer- 
Penſionskaſſe ſind vom 1. April 1901 ab auch die durch den Staatsbeitrag 
(Artikel I §. 26 des Geſetzes vom 6. Juli 1885 — Geſetz-Samml. S. 298 —) 
nicht gedeckten Theile der Ruhegehälter der Lehrperſonen an den öffentlichen Volfs- 
ſchulen ſowie die Ruhegehälter der Lehrperſonen an den mittleren Schulen in den 
übrigen Gebietstheilen des Regierungsbezirkes Wiesbaden mit Ausſchluß der Städte 
Frankfurt a. M. und Homburg zu zahlen. 


$. 2. 

Die Gemeinden in den nach $. 1 dieſer Verordnung der Penſionskaſſe 
angeſchloſſenen Gebietstheilen haben vom 1. April 1901 ab zu dem Penſions⸗ 
fonds nach demſelben Maßſtabe beizutragen, als die ehemals naſſauiſchen Ge— 
meinden. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Donaueſchingen, den 9. Mai 1901. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bülow. v. Thielen. Schönſtedt. v. Goßler. Gr. v. Poſadowsky. 
v. Tirpitz. Studt. Frhr. v. Rheinbaben. 


5 


Gr. 10282.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für 

; einen Theil der Bezirke der Amtsgerichte Diez, Hadamar, Katzenelnbogen, 
Königſtein, Langenſchwalbach, Marienberg, Sankt Goarshauſen, Selters 
und Wiesbaden. Vom 13. Mai 1901. 


Auf Grund des Artikels 15 der Verordnung, betreffend die Anlegung der 
Grundbücher im Gebiete des vormaligen Herzogthums Naſſau, vom 11. De⸗ 
zember 1899 (Geſetz-Samml. S. 595) beftimmt der Juſtizminiſter, daß die zur 
Anmeldung von Rechten behufs Eintragung in das Grundbuch vorgeſchriebene 
Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts Diez gehörige Gemeinde Schiesheim, 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts Hadamar gehörige Gemeinde Ahlbach, 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts Katzenelnbogen gehörige Gemeinde 
Allendorf, 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts Königſtein gehörige Gemeinde Nieder— 
höchſtadt, 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts Langenſchwalbach gehörigen Ge- 
meinden Heimbach, Hettenheim und Hilgenroth, 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts Marienberg gehörige Gemeinde 
Todtenberg, 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts Sankt Goarshauſen gehörige Ge— 
meinde Oberwallmenach, 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts Selters gehörige Gemeinde Ellen— 


hauſen, 
für die zum Bezirke des Amtsgerichts Wiesbaden gehörige Gemeinde 
Frauenſtein 


am 15. Juni 1901 beginnen ſoll. 
Berlin, den 13. Mai 1901. 


Der Juſtizminiſter. 
Schönſtedt. 


Geſetz-Samml. 1901. (Nr. 10282.) 25 


— 18 — 
Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


I: 


1 


die Allerhöchſte Konzeſſionsurkunde vom 19. September 1900, betreffend 
den Bau und Betrieb der ſeitens der Oſterwieck-Waſſerlebener Eiſenbahn⸗ 
Aktiengeſellſchaft zu erwerbenden vollſpurigen Nebeneiſenbahn von Oſter⸗ 
wieck nach Waſſerleben, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Magdeburg, Jahrgang 1901 Nr. 17 S. 261, ausgegeben am 
27. April 1901; 


der am 4. März 1901 Allerhöchſt vollzogene Nachtrag zur Allerhöchſten 


Konzeſſionsurkunde vom 18. Juni 1895, betreffend den Bau und Betrieb 
der auf das Preußiſche Staatsgebiet entfallenden Strecke einer Eiſenbahn 
von Oſchersleben nach Schöningen durch die Oſchersleben-Schöninger 
Eiſenbahngeſellſchaft, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Magdeburg Nr. 17 S. 261, ausgegeben am 27. April 1901; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 25. März 1901, betreffend die Anwendung 


der dem Chauſſeegeldtarife vom 29. Februar 1840 angehängten Be⸗ 
ſtimmungen wegen der Chauſſeepolizeivergehen auf die von dem Kreiſe 
Marienburg hergeſtellte Pflaſterſtraße von der Marienburg-Elbinger 
Chauſſee bei Lecklau bis zur Grenze des Kreiſes Stuhm in der Richtung 
auf Laaſe, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Danzig 
Nr. 17 S. 144, ausgegeben am 27. April 1901; 


das am 25. März 1901 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Genoſſen— 


ſchaft zur Regulirung des unteren Hermannsgrabens im Stadt- und 


Landkreiſe Graudenz durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Marienwerder Nr. 18 S. 171, ausgegeben am 1. Mai 1901; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 1. April 1901, durch welchen der Stadt— 


gemeinde Leer das Recht zur Entziehung und zur dauernden Beſchränkung 
des zu dem Bau eines Hochwaſſerhafens mit den erforderlichen Gleis⸗ 
anlagen ſowie zur Herſtellung eines Schutzdeichs erforderlichen Grund— 
eigenthums verliehen ift, welches Recht gleichzeitig dem Entwäſſerungs⸗ 
verbande für den Neſſedurchſtich zur planmäßigen Ausführung dieſes 
Flußdurchſtichs beigelegt worden iſt, durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Aurich Nr. 19 S. 133, ausgegeben am 10. Mai 1901, 
das am 1. April 1901 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Drainage- 
genoſſenſchaft zu Lüben im Kreiſe Deutſch-Krone durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Marienwerder Nr. 19 S. 183, ausgegeben 
am 9. Mai 1901. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


